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WELTRUNDSCHAU

Ein unerreichbares Kriegsziel Die Amerikaner haben sich in Viez-

nam eine doppelte — und eine dop-
pelt unerreichbare — Aufgabe gestellt. Sie wollen nicht nur einen militdri-
schen Sieg tiber den «Feind» erringen, der trotz immer gewaltigerer Steigerung
ihrer Kriegsanstrengungen in immer weitere Ferne riickt; sie miissen auch,
wenn sie den Krieg gewinnen wollen, den offen ausgebrochenen Widerstand
des stidvietnamesischen Volkes selbst gegen diesen Krieg dauerhaft unter-
driicken. Je stirker der Widerstand wird, desto hoffnungsloser bricht das
ganze Propagandakartenhaus zusammen, das auf der Behauptung beruht,
daf} die Amerikaner in Vietnam stiinden, um dem Volk von Siidvietnam und
seiner Regierung im Kampf gegen den Kommunismus zu helfen. Und um
so klarer enthiillt sich die Wahrheit, daf} die Saigoner Regierung gegen den
Willen der Volksmehrheit am Ruder ist und nur dank massivster Stiitzung
durch die Vereinigten Staaten und ihre Armee dort bleiben kann. Ohne
eine gewisse Befestigung des politischen Regiments in Saigon kénnten aber
die Amerikaner ihrerseits auch materiell und militirisch ihren Krieg nicht
weiterfiithren, es sei denn, sie triten offen als fremde Eroberer und Feinde
des siidvietnamesischen Volkes auf — und das méchten sie eben doch solang
als moglich vermeiden.

Um diese Befestigung der Regierungsmacht zugunsten der amerikani-
schen Kriegfiihrung gehen die heftigen Auseinandersetzungen, die seit Marz
die Lage in Siidvietnam beherrschen. Die fiir die Amerikaner und ihren
Statthalter, «Luftmarschall» Ky, bedrohliche Wendung, die die Dinge ange-
nommen hatten, scheint fiir den Augenblick allerdings aufgehalten zu sein.
Der amerikanische Stiitzpunkt Da Nang ist wieder in der Hand der USA.
Das Aufstandszentrum Hué ist von den Regierungstruppen zuriickerobert
worden. Der «Kriegsherr» der Nordprovinzen, General Thi, dessen Ab-
setzung den Aufstand ausgelost hatte, hat sich mehr oder weniger ehrlich
wieder Saigon unterstellt. Namentlich aber ist es Ky gelungen, einen Keil
in die Widerstandsbewegung selbst, vor allem in das buddhistische Lager,
zu treiben und vom «gemiBigten» Fliigel der Buddhisten ein vorldufiges
Stillhalteabkommen zu erlangen. Als Gegenleistung versprach Ky nicht nur,
die Wahl einer verfassungsgebenden Nationalversammlung zu beschleuni-
gen, sondern auch in den Nationalen Fithrungsrat, das hei3t das oberste
Organ der Militdrdiktatur, Zivilisten aufzunehmen und die Zahl seiner Mit-
glieder von zehn auf zwanzig zu erhéhen.

In Washington ist diese Entwicklung natiirlich mit Erleichterung aufge-
nommen worden. Prisident Johnson, so sagte Botschafter Goldberg, begriifle
sie «von ganzem Herzen». Wie stehen nun aber die Dinge tatsidchlich? Wir
sind hier selbstverstindlich ganz auf zuverlissig erscheinende Berichte von
Beobachtern an Ort und Stelle angewiesen. Ein Mitarbeiter des Londoner
«New Statesman» (13.Mai) schildert- die Lage in Stidvietnam als fiir die
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Amerikaner verhdltnismiBig giinstig. Wenn auch selbst die gréften Opti-
misten unter den Militirfiihrern den Sieg nicht vor Ende des nichsten Jah-
res erwarteten, so sinke doch der Kampfgeist unter den Vietcongtruppen
mehr und mehr; die Zahl der Fahnenfliichtigen nehme immer weiter zu:
1700 im Januar, 2000 im Februar, 2300 im Mirz, und so fort. Die innere
Ordnung in Siidvietnam sei keineswegs dem Zusammenbruch nahe, und
auch wenn die kommenden Wahlen die kimpferischen Buddhisten zur be-
herrschenden politischen ‘Gruppe machen sollten, so werde das keine revo-
lutiondre Umgestaltung der Lage bringen. «Keine gewihlte Regierung kann
die Armee mifBachten, die nicht nur die Kanonen hat, sondern auch die
Provinzialverwaltung beherrscht: 41 von 43 Provinzgouverneuren sind
Armeeoffiziere. Auf jeden Fall ist es nicht wahrscheinlich, daf3 irgendein
buddhistisches Regime die Amerikaner verjagen wiirde, um mit der Natio-
nalen Befreiungsfront zusammenzuspielen... Wenn sie (die Buddhisten)
verhandeln, so werden sie es von der Machtstellung aus tun, die die ameri-
kanische und die vietnamesische Armee schaffen.»

Erheblich anders tont ein Bericht aus Saigon in der groflen amerikani-
schen Wochenzeitschrift «Newsweek (30. Mai). Der Verfasser, E. J. Hughes,
schildert den Marschall Ky und seine Regierung als in jeder Beziehung un-
zuverlissig. «Es ist nicht moglich, einem Regime unter Ministerprisident
Nguyen Cao Ky in Sachen Demokratie oder leistungsfihige Regierung Ach-
tung entgegenzubringen. Der Ministerprasident ist unreif und oberflichlich,
héchst anmaBend und maBlos sprunghaft. So fand ich ihn die ganze Zeit
wihrend eines seiner dreistiindigen Selbstgespriche, und jeder verantwort-
liche Amerikaner in Saigon weil3, dal3 er wirklich so ist.» Dall Ky das Volk
Stidvietnams hinter sich habe oder fiir sich gewinnen kénne, glaubt Hughes
offenbar nicht. Die amerikanische Sache in Vietnam, so meint er, steche —
politisch gesehen — auf schwachen Fiilen. «Die Behauptung der Vereinigten
Staaten, ihre Vietnampolitik entspreche getreu dem freien Volkswillen, ist so
wenig glaubhafc wie die Behauptung, die kommunistischen Feinde seien
lediglich ,Banditen’, die sich nur durch Schreckensherrschaft halten konnten.
Trotz ihren o6ffentlichen Betcuerungen haben die Botschaft und die Militir-
fibrung der USA Angst im Blick auf nationale Wahlen ... Die vorliufige
Hoffnung der Amerikaner ruht auf einer verzwickten verfassungsrechtlichen
Formel: die Nationalversammlung soll indirekt gewihlc und der Prisident
vom Volk gewihlt werden, aber fiir den Fall irgendwelcher Krisen mit Not-
standsvollmachten ausgestattet sein.»

Das Volk von Siidvietnam, so stellt der amerikanische Journalist fest, sei
eben doch recht kriegsmiide. «Die grob ironische Wahrheit ist, dal} Selbst-
regierung fiir Vietnam, die in der amtlichen Rednerei Amerikas so hohe
Verehrung genieBt, fiir die amtliche Politik Amerikas nur Gefahren in sich
birgt. Muf sich denn nicht als die tiefste Triebkraft jeder zivilen National-
versammlung in Vietnam bald das gemeinsame Begehren erweisen, Unab-
hiangigkeit von den Amerikanern zu zeigen und in einen allgemeinen Wett-
kampf darum einzutreten, welcher Mann oder welche Gruppe es am besten
versteht, mit dem Feind ins Friedensgesprach zu kommen? Gerade zwei
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Tage bevor Ministerprisident Ky in die Abhaltung von Wahlen einwilligte,
stellte ich diese Frage einem hochst maligebenden Sprecher der politischen
Fithrungskreise der Vereinigten Staaten in Saigon. Er antwortete gerade-
heraus: ,Wenn in Saigon eine gewihlte Nationalversammlung zusammen-
tritt, wird sie innert einer Woche telephonisch mit Hanoi verhandeln‘.»

Der gréBBere Rahmen Ich habe die beiden Berichte iiber die Lage

in Stidvietnam darum etwas ausfiihrlich zi-
tiert, weil wir ja doch nicht — trotz unserer Ablehnung der ruchlosen ameri-
kanischen Kriegfiihrung — irgendeinem Wunschdenken nachgeben diirfen,
sondern die Aussicht der Amerikaner auf einen Siegfrieden mdoglichst tat-
sachengemil beurteilen miissen. Auch der Verfasser des Berichtes im «New
Statesman» rechnet ja mit einer noch jahrelangen Dauer des Krieges und
legt zuletzt auch der AuBenwelt die Heranziehung des Vietcongs zum Wie-
deraufbau des verwiisteten Landes nahe. Noch deutlicher setzt sich der Ver-
fasser des zweiten Berichtes fiir einen raschen Verhandlungsfrieden ein, da
die Vereinigten Staaten ja doch frither oder spiter Vietnam raumen miiften.
Ahnlich beurteile Walter Lippmann in «Newsweek (23.Mai) die Lage.
Auch eine weitere Vermehrung der amerikanischen Streitkrifte in Stidviet-
nam und eine neue Verschirfung des Luftkrieges gegen Nordvietnam, so
meint er, werde es den USA nicht erlauben, ihr Ziel zu erreichen: «in einem
von Revolution zerrissenen Land, in einem von Revolution durchgliihten
Erdteil eine sichere, freie, amerikafreundliche Regierung zu schaffen, die
vom Volk angenommen und unterstiitzt wird.»

In Washington denkt man freilich, wenn dort die Worte auch wirklich
den Gedanken entsprechen, noch immer nicht daran, die Unmdglichkeit
einer dauerhaften Eingliederung Siidvietnams in den amerikanischen Macht-
bereich oder gar einer Zerschlagung Nordvietnams und Chinas zuzugeben.
Dies obwohl auch in sehr amerikatreuen Kreisen der iibrigen Welt das Un-
behagen iiber die immer tiefere Verwicklung der Vereinigten Staaten in die
asiatischen Angelegenheiten zunimmt. «Was konnen sich», so fragt man
sich hier, «die Chinesen Besseres wiinschen, als dafl die USA mit einer Viet-
telmillion Mann und ungeheuerlichen Geldmitteln in Vietnam festgelegt
sind? Dize haben sicher keinen Grund, auf einen raschen Verhandlungsfrie-
den zu dringen.»

Wohin soll nun aber die Halsstarrigkeit der Amerikaner eigentlich fiih-
ren? Zurick wollen sie nicht, entscheidend vorwirts &énnen sie nicht — wie
ein Kletterer, der sich in den Bergen verstiegen hat. Was also dann?

Wir iiberblicken die Lage in Vietnam wohl besser, wenn wir sie in den
grofleren Rahmen weltpolitischer Vorginge hineinstellen, in den sie gehort.
Ausgangspunkt mag die Tatsache bilden, da3 durch den Ausgang des Zwei-
ten Weltkrieges ein Zustand geschaffen wurde, der fiir die besitzende Ober-
klasse des Westens und die NutznieBer der kapitalistischen Wirtschafts-
weise iiberhaupt hochst gefahrlich war. Osteuropa und zum Teil auch Mittel-
europa wandten sich dem Kommunismus zu, soweit sie nicht schon lingst
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von ihm erfalit waren. Westeuropa schien fiir den Sozialismus reif. Asien
wurde von revolutioniren Bewegungen wie noch nie erschiittert; ihren
Hohepunkt fanden sie 1949 in China. In Afrika kiindigte sich der Zusam-
menbruch des weiflen Kolonialismus an. Und selbst in Lateinamerika griff
die Auflehnung gegen den Yankee-Imperialismus bedenklich um sich; in
Kuba gewann sie ihren bisher grofiten Erfolg.

Die konservative Gegenbewegung lie3 aber nicht auf sich warten. West-
europa geriet aufs neue unter kapitalistische Oberherrschaft, mit den Ver-
einigten Staaten als Schutzmacht. Desgleichen Japan. Nach voriibergehender
Stockung nahm der nordamerikanische Kapitalismus einen neuen, machtigen
Aufschwung. Zwischen 1960 und 1965 nahm die wirtschaftliche Gesamt-
erzeugung in den Vereinigten Staaten um 34 Prozent zu, die Summe der
Gewinne der Kapitalgesellschaften sogar um 50 Prozent. Amerikanisches
Kapital flo} in Stromen anlagesuchend ins Ausland. Der USA-Imperialismus
stieB in den kolonialen und halbkolonialen Lindern mit einer Wucht vor
wie niemals bisher. In der antiimperialistischen Front gab es Risse und Nie-
derlagen; Brasilien, Algerien, der Kongo, Ghana, Indonesien sprangen ab;
in anderen Lindern kam es zu Zogerungen, Riickschligen, Schwicheanfallen.
Die Sowjetunion fand sich mit einer Koexistenz von Kapitalismus und So-
zialismus ab, die nicht nur dem Bestreben entsprang, einen Zusammenstol3
mit der amerikanischen Militdrmacht zu vermeiden.®

Mehr und mehr wehrt sich nun freilich doch die Bourgeoisie West-
europas, wie diejenige Kanadas, Japans usw., gegen die zunehmende Durch-
dringung ihrer Linder mit amerikanischem Kapital und gegen die politische
«Fithrerrolle» der Vereinigten Staaten. Das auffallendste Beispiel liefert ja
Frankreich, das nicht nur den ametikanischen Wirtschaftsplinen Widet-
stand leistet, sondern auch die politisch-militirische Bindung an die «Vor-
macht der freien Welt» regelrecht gelost hat. Der entscheidende Widerstand
gegen den amerikanischen Imperialismus geht jedoch gegenwirtig von Viet-
nam aus, das zum Brennpunke des Kampfes zwischen sozialer Revolution
und kapitalistischer Gegenrevolution geworden ist. Und hinter Vietnam steht
das neue China, das sich auf einen amerikanischen Angriff — mit welchen
Waffen er auch immer gefithrt werden soll — schon lingst gefafit macht.
Solang das Verhiltnis China - Vereinigte Staaten nicht im friedlichen Sinn
geklirt ist, kann man sich darum kaum etwas anderes vorstellen als eine
weitere Steigerung und Ausweitung der amerikanischen Kriegsanstrengun-
gen in Siidostasien. «Ein Krieg grofen Stiles (mit China)», so bemerkte die
«New York Times» am 7. April, «bedeutet, da} die Vereinigten Staaten

* Die Neuyorker «Monthly Review» (Maiheft) bemingelt den Abschlufl eines
Kulturabkommens zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten, wihrend
Bomben auf das sozialistische Vietnam geprasselt seien, das mit der Sowjetunion
«briiderlich verbunden» sei, und fragt, was man wohl gesagt hitte, wenn im Jahre
1940, als deutsche Bomben auf England regneten, Washington ein Kulturabkommen
mit Nazideutschland getroffen hitte ...
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dabei ihre ganze Kraft einsetzen und ein paar — vielleicht sogar zehn — Mil-
lionen Mann nach China werfen wiirden.» Die schon jetzt, nach Aufzehrung
der Vorrite, empfindlich ansteigenden Kosten eines solchen Krieges wiirden
dadurch astronomische ZahlengrofBen erreichen. Und das hiefle weiter, daf3
sich die Vereinigten Staaten wie politisch und militdrisch, so auch wirt-
schaftlich immer bedenklicher iibernehmen wiirden. «Monthly Review»
(Maiheft) sieht fiir diesen Fall voraus, daf3 die Mannschaftsbestinde der
USA vollig erschopft wiirden und das Netz amerikanischer Stiitzpunkte und
Verpflichtungen in Dutzenden von Lindern, die jetzt von den Vereinigten
Staaten «vor dem Kommunismus geschiitzt» werden, nicht mehr aufrecht-
erhalten werden konnte. Die Kriegskosten aber miifiten die Gesamtheit der
auswirtigen Zahlungen an die USA soweit iibersteigen, dall die Zahlungs-
bilanz, ja die Wirtschaft der Vereinigten Staaten in heillose Unordnung
kime. «Nur eine Schlulfolgerung ist moglich: grofle Krisen kiindigen sich
an, Krisen von beispiellosem Ausmafl und Umfang.»

Wahrscheinlich ist auch das noch viel zu vorsichtig ausgedriickt. Oder
miifite eine Ausdehnung des Vietnamkriegs auf China nicht eine Weltkata-
strophe entfesseln, sofern nicht einfach ein blitzartiger atomarer Vernich-
tungsschlag gegen China gefiihrt wiirde und der Krieg schon zu Ende wire,
bevor er weitere Machte erfassen konnte? Unsere Phantasie reicht jedenfalls
nicht aus, um die Folgen zu ermessen, die eintreten miif3ten, wenn der Viet-
namkrieg seinen «logischen» Gang im Sinne der Militdrgehirne und der
«radikalen» Antikommunisten nihme. Wenn irgendwo, so ist hier das Wort
am Platz, daf3 Krieg eine viel zu ernste Sache ist, als dal} er den Militérs
tiberlassen werden diirfte.

Wohin treibt Westdeutschland? In die von Amerika gefiihrte

gegenrevolutionire  Weltfront
hat sich von Anfang an besonders auch Westdentschland eingegliedert. Die
ganze Griindung der Bundesrepublik diente ja wesentlich diesem Zweck
und zog dann natiirlich die Schaffung eines dem Sowjetblock zugehdrenden
ostdeutschen Staates nach sich. Westdeutschland lieB sich nur zu willig fiir
den Kalten Krieg gegen den Osten gebrauchen, hoffte es doch, damit die
Folgen des wiederum von Deutschland entfesselten Zweiten Weltkrieges
ausloschen und den Sowjetblock zerschlagen und beerben zu konnen. Jetzt,
da der vollkommene Fehlschlag dieser Politik am Tag liegt und de Gaulles
Frankreich die Folgerungen daraus zieht, findet man in Bonn nicht den
Mut, die Fehlerhaftigkeit der ganzen Rechnung einzugestehen. Man betei-
ligt sich mit verkrampfter Kurzsichtigkeit an den vergeblichen Versuchen,
die NATO wenigstens notdiirftig zu flicken, klammert sich nun erst recht
an die Vereinigten Staaten (in einer Lage, da diese ihren Riickzug aus Eu-
ropa ernstlich ins Auge fassen midissen) und erwartet gleichzeitig, dall doch
wenigstens Frankreich seine Besetzungstruppen in Westdeutschland belassen
werde, um den Schein eines lebendigen Weiterbestandes des westlichen
Militdrbiindnisses doch noch aufrechtzuerhalten. Und keine Kraft ist in
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Westdeutschland sichtbar, die eine entschlossene Umbkehr von dem falschen
Weg herbeizufiihren imstand wire, der nur in neues Verderben fiihren kann!

Am wenigsten stellt die Sozialdemokratie eine solche Kraft dar. Ihr
jlingster Parteitag in Dortmund hat es aufs neue bewiesen. Alles Geschwiitz
liber eine «aktive» Deutschland- und Osteuropapolitik der Sozialdemokrati-
schen Partei tduscht nicht tiber die Tatsache hinweg, dall die Partei gewillt
ist, an der Gemeinsamkeit der «nationalen AuBenpolitik» aller drei Bundes-
tagsparteien festzuhalten, die DDR nicht anzuerkennen, die militirische Auf-
riistung fortzusetzen, in der Frage der Ostgrenzen hdchstens ein paar sinn-
bildliche Zugestindnisse zu machen und unter dem Vorwand einer Abwehr
kommunistischer Drohungen weiterhin eine wirklichkeitsfremde Angriffs-
und Revanchepolitik gegeniiber dem Osten zu betreiben.

In ihrer Innenpolitik aber driickt sich die SP um die entscheidende Auf-
gabe herum, den Ausverkauf der Demokratie und den férmlichen Ubergang
zu einem reinkapitalistischen Klassenstaat zu verhindern, also die Grund-
lagen einer sozialistischen Demokratie und Gesellschaft — im Gegensatz zu
der famosen «formierten Gesellschaft» Erhards — zu schaffen. Die Zustim-
mung der sozialdemokratischen Fihrerschafc zu der Notstandsgesetzgebung
ist der Bonner Regierungskoalition nach diesem Parteitag sicher; der Wider-
stand eines Teils der Gewerkschaften wird kaum mehr viel bedeuten, nach-
dem der Gewerkschaftsbund an seinem heurigen Kongref3 nur noch mit 251
gegen 182 Stimmen — vor vier Jahren waren es noch 276 gegen 138 — die
Notstandsgesetzgebung abgelehnt hat.

Alle Warnungen vor den Absichten, die mit den Notstandsgesetzen ver-
folgt werden, scheinen auf die sozialdemokratische Fiihrungskaste, die auch
diesmal wieder die Parteitagsdelegierten vollstindig zu beherrschen ver-
mochte, keinen Eindruck zu machen. Auch nicht der bewegende Brief, den
Max Born, der beriihmte, jetzt 83jihrige Atomphysiker, an den Vorsitzenden
der Metallarbeitergewerkschaft, Otto Brenner (einen Hauptgegner der Not-
standspolitik) gerichtet hat, und in dem es heifit: «Ich finde es ganz uner-
triaglich, die Bestimmungen, die dieses Jahr in Kraft treten sollen, anzu-
erkennen und ihnen zu folgen, vor allem alles, was unmittelbare Kriegsvor-
bereitung ist wie Luftschutz, Anlegen von Vorriten, MaB3nahmen gegen
Brandgefahr usw. Fiir einen Physiker, der sich ein wenig mit dem Wesen
der Atomenergie befafit hat, ist es Unsinn. Politisch gesehen kann es kaum
einen andern Zweck haben, als die Volksmassen in die Hand zu bekommen,
um eine Militardiktatur und Krieg vorzubereiten.»

Noch grundsitzlicher ist — politisch und sittlich ausgerichtet — die Kritik,
die Karl Jaspers, der in Basel lebende deutsche Philosoph, an der Notstands-
gesetzgebung iibt. In seinem neuen Buch «Wohin treibt die Bundesrepu-
blik?» kennzeichnet er sie als den bisher gefihrlichsten Ausdruck des Zuges
zum volksfeindlichen Obrigkeitsstaat, der die Innenpolitik der Bonner Regie-
rung beherrsche. Der westdeutsche Staat, so stellt er mit nur allzuviel Recht
fest, sei auf dem Weg «von der Demokratie zur Parteienoligarchie, von der
Parteienoligarchie zur Diktatur ... Autoritires Denken greift um sich. Kritik
wird denunziert. Der demokratische ,Blutkreislauf‘ ist gestort.» Der duflere
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«Notstand», mit dessen moglichem Eintritt die «Schutzgesetze» begriindet
werden, sei nichts anderes als Krieg — und der kénne nur durch eine Politik
abgewehrt werden, die alles tue, um den Frieden zu retten, aber nichts tue,
was zum Krieg treiben konnte. Innerer Notstand anderseits sei nur Vorwand,
um die wirtschafclich und politisch Herrschenden an der Macht zu halten,
die Unternehmerschaft zu stirken, die Arbeiterschaft aber zu lihmen. Dieser
ganzen Entwicklung miisse das Volk duBersten Widerstand leisten, gege-
benenfalls durch politischen Streik und organmisierte Gebormsamsverweige-
rung.

Auch die westdeutsche AuBenpolitik lehnt Jaspers schroff ab. Die Tei-
lung Deutschlands will er ebenso ehrlich hingenommen wissen wie die gel-
tenden Grenzlinien. «Das Ergebnis des eindeutig durch Hitlerdeutschland
vom Zaun gebrochenen Krieges — die Errichtung neuer Staatsgrenzen — muf}
als Faktum iibernommen und anerkannt werden. Es handelt sich nicht um
Strafe, sondern um Gewalt, die der Gewalt gefolgt ist. Wer als Gewalt-
taitiger mit Gewalt niedergeschlagen werden mufBte, hat die Folgen seiner
Gewalttat zu iibernehmen. Wer jedes Recht vernichtet, darf nachher nicht
fir sich aus einer Vergangenheit, die nicht mehr ist, Rechtsanspriiche er-
heben ... Die Kriegsgefahr geht von dem aus, der bestehende Grenzen in-
dern, nicht von dem, der sie bewahren will.»

Die westdeutschen Sozialdemokraten missen sich ja schimen, wenn sie
horen, was Jaspers auch ihnen vorhilt. Seine Mahnungen und Warnungen
haben nur den Fehler, daf} Jaspers «fest und treu» zu Amerika hilt, daf} er
die westdeutsche Wiederaufriistung — die Folge des Biindnisses mit den Ver-
einigten Staaten — grundsatzlich nicht in Frage stellt, dal} er mindestens
frither einen heftigen Antikommunismus im Namen der hochsten Giiter der
«freien Welt» vertreten und damit gerade das getan hat und zum Teil noch
immer tut, was er jetzt als verhdngnisvollen Fehler bezeichnet: eine Politik
zu betreiben, die den Krieg fordert und den Frieden gefihrdet. Auf Jaspers
hat sich jedenfalls der schweizerische Antikommunismus jahrelang mit be-
sonderer Vorliebe berufen. Dennoch urteilt er aber vollkommen richtig,
wenn er die deutsche Bundesrepublik einem groBen Ungliick entgegentrei-
ben sieht. «Erhard wird», so sagt er voraus, «wenn er sein bisheriges Verhal-
ten fortsetzt, die Dinge ihren Lauf nehmen lassen. Es wird wahrscheinlich
geschehen, was die Unternehmer wollen.» Und was die «nationalen» Macht-
politiker und Militaristen wollen, so setzen wir hinzu. Das Ende mit Schrek-
ken wird folgen.

Augenschein in Mallorca Nun moge aber auch noch ein Blick auf
Spanien geworfen wetrden, ausgehend von
einem personlichen Erlebnis des Schreibenden. Dank der Gastlichkeit
lieber Freunde, die sich vor wenigen Jahren auf Mallorca angesiedelt haben,
konnte ich dort allerlei Erfahrungen und Eindriicke sammeln, die vielleicht
auch fiir unsere Leser von Belang sind.
Mallorca, die grofite der Baleareninseln — wenig umfangreicher als der
Kanton Waadt, mit gegen 400 000 Einwohnern — ist eine Welt fiir sich, hat
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aber doch Teil an der so reichbewegten Geschichte des spanischen Festlan-
des, der Peninsula, wie die Leute dort sagen. Wahrscheinlich schon von
griechischen Seefahrern besucht, stand es jedenfalls lang unter phénizisch-
karthagischer Herrschaft — Hannibal wurde angeblich dort geboren —, bis
die Rémer nach der Zerstorung Karthagos auch auf Mallorca landeten und
der dort heimisch gewordenen Seeriuberei (vorliufig) ein Ende machten,
Nach einem halben Jahrtausend kamen die Vandalen und dann die Araber,
die iiber 400 Jahre auf der Insel blieben. Seit dem 13. Jahrhundert gehére
Mallorca nun zum spanischen Kulturkreis. Es gewann nach der Vertreibung
der Mauren Anschlufl an die Welt des feudalen Abendlands und groBen
Reichtum fiir seine Oberklasse, wovon noch heute die Adels- und Biirger-
hduser in Palma und die im Stil der siidfranzosischen Gotik erbaute herr-
liche Kathedrale — nicht zu vergessen die alte Borse, die Lonja — auf Schritt
und Tritt Zeugnis ablegen. Aber auch sonst wird die Vergangenheit Mal-
lorcas lebendig, so wenn man — wie es mir vergénnt war — von dem besten
Sachkenner am Ort durch das reichhaltige Museum eines Landstidtchens ge-
fiithre wird und dazu noch die mit groBer Liebe wihrend eines Menschen-
alters angelegte Privatsammlung des Fiihrers mit ihrer Fiille von aufschluB3-
reichen Altertiimern erldutert bekommt. Von den jedem Touristen auffal-
lenden alten Burgen und den viele Bergkuppen krénenden Talayots (Wacht-
tiirmen) sei dabei noch nicht einmal die Rede.

Aber es ist ja vor allem die wundervolle Natzr, die — zusammen mit
den ziemlich niedrigen Lebenskosten auf der Insel — so unheimlich viele
fremde Giste nach Mallorca lockt, Zwischen zwei Bergziigen im Nordwesten
und Osten dehnt sich ein fruchtbares Mittelland aus, das teilweise bis zu
drei Ernten im Jahr bringt: Acker und Wiesen (weithin freilich auf sonn-
verbranntem, wasserarmem Boden), uniibersehbare Gemiise- und namentlich
Baumpflanzungen, die Ol, Mandeln, Orangen und Zitronen, Johannisbrot,
Feigen usw. in reicher Fiille bringen. Daneben die anspruchslosen, massen-
haft auftretenden Feigenkakteen und Zwergpalmen neben den stolzen hoch-
stimmigen Edelpalmen und den Pinien- und Kieferwildern, die das Hiigel-
und Bergland weithin bedecken. Die ganze Kiistenlinie ringsum aber bietet
mit ihren schroff-felsigen Steilklippen oftmals einen fast urweltlich-wilden
Anblick, dem das immer wechselvoll bewegte und vielfarbige Meer einen
unbeschreiblichen Zauber verleiht. Kein Wunder, dafi Mallorca ein Reise-
und Ferienland ersten Ranges geworden ist, wird es doch alljihrlich von
Uber einer Million Fremder besucht, unter denen die Westdeutschen weitaus
liberwiegen. In gewissen Orten stellen sie mindestens 90 Prozent aller Be-
sucher, so in Cala Ratjada, wo ich vor allem weilte, und das eben mit seinem
kilometerlangen feinsandigen Strand - einem der besten seiner Art am
Mittelmeer — eine besondere Anziehungskraft ausiibt. (Bitte, nicht auf den
Schreibenden...!)

Die Wirtschaft Mallorcas ist zwar recht mannigfaltig; neben Acker- und
Gartenbau, Obst- und Olpflanzung, auch etwas Viehzucht und natiirlich
Fischfang, bliihen allerhand Gewerbe; ich kam sogar an neuaufgeschossenen
Industriestidtchen vorbei, die in dieser Landschaft fast stilwidrig wirken.
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Aber der Haupterwerbszweig ist doch die sogenannte Fremdenindustrie.
Palma, mit seinen 160 000 Einwohnern, lebt fast ganz davon und macht mit
seiner uniibersehbaren Masse von Hotels, Hochbauten, Ferienhiusern, Re-
staurants, Vergniigungsstitten, Hafenanlagen usw., die sich westlich wie Ost-
lich von der Stadt noch etwa 20 Kilometer weit der Kiistenbucht entlang
hinziehen, einen geradezu amerikanisch-modernen Eindruck. Und die klei-
neren Stadte und Dorfer, die sich auf den Fremdenverkehr eingestellt haben,
tun es der Hauptstadt nach Moglichkeit gleich. Das gewinngierige Kapital
hat sich mit Leidenschaft auf die Ausbeutung der Naturschonheiten dieser
Siidlandinsel gestiirzt; auch in kleinen Orten an der See zahlt man schon
heute bis zu 100 D-Mark fiir den Quadratmeter Boden. Wie lang die speku-
lativ aufgeblihte Hochkonjunktur anhilt, ist freilich eine Frage, die sich
auch viele Mallorquiner stellen. Aber vorderhand niitzt sie ein jeder aus, so
gut er kann — nach uns die Sintflut!

Die schwarze Armut des Land- und Industrieproletariats auf dem spani-
schen Festland trifft man auf Mallorca jedenfalls kaum mehr an. Die spani-
schen Auswanderer stammen gewill zum geringsten Teil aus Mallorca. Die
Geldlohne der Arbeiter sind allerdings nach unseren Begriffen sehr niedrig;
Bauarbeiter zum Beispiel verdienen, wie ich mir sagen lie3, etwa Fr. 1.70 in
der Stunde bei zehnstiindiger Arbeitszeit wihrend sechs Tagen in der Woche.
Dafiir sind aber auch die Lebenskosten entsprechend mifig, namentlich die
Ausgaben fiir Wohnungsmiete und Nahrungsmittel. Den auslindischen
Gisten komme dieser Preisstand natiirlich gleichfalls zugut; sogar in einem
erstklassigen Hotel — wenigstens in der «Provinz» — zahlt man fir volle
Pension nicht mehr als 24 Schweizer Franken je Person und Tag. Einzel-
zimmer sind schon zu Fr. 3.50 zu haben. Wohl die Grof3zahl der deutschen
Giste wird von Reiseagenturen eingeschleust, die mit den ortlichen Hotels
und Pensionen wie mit den Flug- und Schiffsgesellschaften ermiBigte Pau-
schalpreise abmachen.

Spanische Diktatur Im tiglichen Verkehr, auf Spaziergingen, Wande-

rungen und Fahrten habe ich die Menschen von
Mallorca als liebenswert, natiirlich und frohmiitig kennengelernt. Wie schon
lang auf der Insel lebende Auslinder versichern, heben sie sich von den
hirteren Festlandspaniern eher vorteilhaft ab. Daf} auch sie an der Grausam-
keit der Stierkdmpfe Gefallen finden, ist freilich betriiblich genug; jeden
Sonntag stromen Tausende nach Palma in die Arena, um sich an der «Kunst»
zu weiden, mit der die schonen Tiere zuerst zutode gehetzt und dann er-
barmungslos abgestochen werden, wie wenn das wunder was fiir eine Hel-
dentat wire. ..

Aber, so wird man wohl fragen, wie fihlt sich die Bevolkerung unter
dem Diktaturregiment, das seit bald dreilig Jahren auf ganz Spanien lastet?
Nun, von Mallorca muf3 man sagen, dal} es von dem, was Franco fiir Spanien
bedeutet, nicht viel spiirt. «Der Himmel ist hoch und der Zar ist weit!» Die
Michte, die aus der Diktatur Nutzen ziehen — GroBkapital, GroBlgrund-
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besitz, katholische Kirche, Militirkaste usw. — sind natiirlich auch in Mal-
lorca am Werk. Nicht zuletze sind Schule und Volksbildung alles andere als
auf der Hohe; besonders die Kinder- und Middchenschulen stehen ganz unter
klerikaler Leitung. Mit der Selbstverwaltung des Volkes steht es noch bedeu-
tend schlimmer als in den westeuropdischen und amerikanischen «Demo-
kratien»; der Alcalde — Biirgermeister — zum Beispiel wird einfach vom
Provinzgouverneur ernannt. Bedauerlich ist auch, dali die mallorquinische
Sprache — ein selbstindiger Zweig des Katalanischen — in Verwaltung, Schule
und Kirche verboten ist; Amtssprache ist das Kastilianische als Werkzeug
der Zentralisierung und Gleichschaltung.

Aber eines hat Mallorca und zum groflen Teil auch Spanien iiberhaupt
vor anderen Diktaturlindern doch voraus: es gibt nur eine recht lockere
Zensur und keine planmiBige Terrorisierung der 6ffentlichen Meinung. Das
bestitigen einem immer wieder urteilsfihige, erfahrene Auslinder. Zum
mindesten sie konnen sozialistische, pazifistische, ja kommunistische Zeit-
schriften und Biicher empfangen, soviel sie wollen. (Ob auch Spanier, ent-
zieht sich meiner Kenntnis.) In Westdeutschland gibt es auf dem Papier eine
schone «demokratische» Verfassung, aber sie wird in der Praxis tagtiglich
ungescheut durchlochert; Zeitungen aus Ostdeutschland zu beziehen ist auf
alle Fille verboten. In Spanien gibt es keine demokratische Verfassung, aber
das Regime liberalisiert sich zusehends. Nur an den Kiosken sind mitunter
Zeitungen mit francofeindlichen Artikeln nicht zu haben, aber Streifband-
abonnenten bekommen auch sie. In der Hauptzeitung der Balearen habe ich
Berichte aus Amerika gelesen, die erstaunlich freie Kritik an Johnsons Viet-
namkrieg tbten, und das obschon die Vereinigten Staaten das Francoregime
in jeder Art und Weise stiitzen. Auch in Spaniens Wirtschaftsbeziehungen
mit kommunistischen Lindern 1aBt sich die Madrider Regierung nicht hin-
einreden. «Wir lachen dariiber», bemerkte letzthin ein Nichtkommunist,
«daf} unsere Hiuser hier alle mit ,rotem‘ Zement gebaut werden, denn auf
den Zementsicken steht entweder ,Warszawa‘ oder ,Bucuresti‘. Auch essen
wir natirlich ,roten‘ Zucker — aus Kuba. Bald werden wir auch ,rote‘ Butter
bekommen; ein entsprechendes Handelsabkommen mit der Sowjetunion ist
bereits unterzeichnet: spanische Orangen gegen russische Butter und Schwei-
nefleisch. Auch die spanische Mandelernte geht zum Teil nach der Sowjet-
union.»

So sind nun eben einmal die Spanier. Sogar wenn die Regrerung wollte —
das Volk macht bei einem antikommunistischen Verfemungssystem nicht
mit. Dinge wie die von unserer Presse unterstiitzte Protestbewegung gegen
tschechoslowakischen Christbaumschmuck, der in die Schweiz kam, wiren
in Spanien vollkommen unmoglich. Und erst recht gibt es dort, seit der
Biirgerkrieg vorbei ist, keine Gesinnungsschniiffelei und kein Angebertum,
Nicht einmal die Polizei und die unteren Verwaltungsorgane kiimmert sich
um kritische Aussetzungen an der Regierung. Man kann dariiber recht nette
Geschichten horen. ..

Etwas anders ist es allerdings mit Arbeitskimpfen, mit Lohnforderungen
und Streiks, auch mit dem Begehren der Studenten nach unabhingiger Orga-
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nisation und Verbesserung der oft ganz riickstindigen Hochschuleinrichtun-
gen und mit dhnlichen Fach- und Berufsbewegungen. Die stoBen auf den
harten Widerstand des Regimes und der interessierten Michte, unter denen
die hohe Geistlichkeit nicht die geringste ist, wihrend im niederen Klerus
und besonders unter den jiingeren Priestern nicht nur im Baskenland und in
Katalonien ein «bedenklicher» Widerstandsgeist herrscht. Und natiirlich:
Wenn es zu einem irgendwie umfassenden und gelenkten Aufstandsversuch
mit politischen Zielen kime, so wiirde er in einem verlogenen, antikommu-
nistisch aufgemachten Kreuzzug und wieder mit Hilfe des Auslands — dies-
mal der Amerikaner, die ja bereits im Land sind — genau so erbarmungslos
niedergeschlagen werden wie vor dreifig Jahren der Versuch, eine biirger-
lich-konservative Republik aufzurichten. Auch damals war im Ernst von
Kommunismus iiberhaupt keine Rede. Und doch wurden allein auf Mallorca
mindestens sechs- bis siebentausend Menschen als «Rote» erschossen, die
meisten ohne Urteil. Diese Massenverbrechen wurden seinerzeit (und wet-
den noch heute) in der «freien Welt» sehr leicht genommen; welch unge-
heure Entriistung gab es aber, wenn in dem von der katholischen Kirche auf
der Seite Francos mitausgefochtenen Biirgerkrieg in tausendfach geringerer
Zahl auch Priester und Nonnen umgebracht wurden, die in den Augen der
Republikaner schwere Schuld auf sich geladen hatten!

Sei nun dem, wie es wolle: eine Revolution gegen das Francoregiment
hitte nach dem Zeugnis zuverldssiger Beobachter in absehbarer Zukunft
keinerlei Aussicht. Es fehlt darum auch durchaus an den Kriften, die sie
tragen konnten. Und bei aller Lockerung der Diktatur ist Spanien noch weit,
weit davon entfernt, dafy man von ihm sagen konnte, was ein Geschichts-
schreiber vom ersten Konig des kurzlebigen mallorquinischen Herrscher-
hauses zu sagen wullte: er habe der Hauptstadt (und der ganzen Insel)
«grofere Rechte und Freiheiten vetlichen, als sie irgendeine andere Stadt
der Welt hat».

9. Juni Hugo Kramer



	Weltrundschau : ein unerreichbares Kriegsziel ; Der grössere Rahmen ; Wohin treibt Westdeutschland? ; Augenschein in Mallorca ; Spanische Diktatur

